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„SÜDLICH DER MAURITIUSSTRASSE“  
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Plan enthält Festsetzungen nach § 9 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 21.12.2006 (BGBl. I S. 3316), der Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
1990 zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.04.1993 (BGBl. I S. 466, 479), der Hess. Bau-
ordnung (HBO) vom September 2005 und der Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV). 
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A. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN                                            

gemäß § 9 (1) BauGB 
 
I.  Festsetzungen nach dem Baugesetzbuch 
 
1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) BauGB) 

 
 Das Kerngebiet dient vorwiegend der Unterbringung von Handelsbetrieben sowie 

zentralen Einrichtungen der Wirtschaft, der Verwaltung und der Kultur. 
 
 Im MK-Gebiet (Kerngebiet) sind gemäß § 9 (1) 1 BauGB i.V.m. § 7 BauNVO nur 

zulässig: 
 
 1.  Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude 
 2.  Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften, Betriebe des Beher- 
  bergungsgewerbes 
 3.  sonstige nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe 
 4.  Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und sportliche Zwecke 

5. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinha-
ber und Betriebsleiter 

6. sonstige Wohnungen 
 
1.2 Ausnahmsweise können gemäß § 7 (3) 2 BauNVO oberhalb des 1. Obergeschos-

ses Wohnungen, die nicht unter Ziffer 1 (5) und (6) fallen, zugelassen werden. 
 
1.3 Die in den Kerngebieten zulässigen Vergnügungsstätten sowie die Tankstellen in 

Zusammenhang von Parkhäusern werden nach § 1 (5) BauNVO nicht Bestandteil 
des Bebauungsplanes. 

 
 
2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) BauGB i.V.m. § 16 BauNVO) 
 
2.1 Das Maß der baulichen Nutzung wird durch Festsetzungen der Grundflächenzahl 

(GRZ), der Geschossflächenzahl (GRZ) und der Höhe der baulichen Anlage be-
stimmt. 

 
2.2 Flächen in Nicht-Vollgeschossen (Basement/UG/Staffelgeschoss/Technik) sind 

nicht auf die GFZ anzurechnen. 
 
2.3 In dem mit MK festgesetzten Gebiet kann die in § 17 (1) BauNVO zulässige Ober-

grenze des Maßes der baulichen Nutzung bis max. GFZ=4,0 überschritten werden, 
wenn dies: 
1. besondere städtebauliche Gründe erfordern, 
2. die Überschreitung durch Umstände ausgeglichen sind oder durch Maßnahmen 
ausgeglichen werden, durch die sichergestellt ist, dass die allgemeinen Anforde-
rungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse nicht beeinträchtigt, nachteilige 
Auswirkungen auf die Umwelt vermieden und die Bedürfnisse des Verkehrs befrie-
digt werden, und 

 3. sonstige öffentlichen Belange nicht entgegenstehen. 
 

2.4 Höhe baulicher Anlagen / Gebäudehöhen: 
 

Die Traufhöhe wird gemessen zwischen der Schnittlinie mit der angrenzenden Ge-
ländeoberfläche und der Sparrenoberkante in der Flucht der Außenwand.  Als Ge-
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ländeoberfläche  (im Sinne des § 2 (5) HBO) wird jeweils die Oberkante der an-
grenzenden öffentlichen Verkehrsfläche festgesetzt. 

 
3. Bauweise, Baulinien und Baugrenzen (§ 9 (1) 2 BauGB) 
 
3.1 Geschlossene Bauweise g: 

Die Gebäude sind innerhalb der durch  Baulinien/Baugrenzen dargestellten bebau-
baren Flächen ohne seitlichen Grenzabstand zu errichten, soweit die Baulinien kei-
ne Abweichung erforderlich machen. 

 
3.2 Staffelgeschosse und Technikaufbauten sind am Blockrand verbindlich mit Steildä-

chern auszuführen. Im Blockinnenbereich können auch andere Dachformen (Flach-
dach) gewählt werden. 

 
3.3 Staffelgeschosse und Technikaufbauten können ausnahmsweise an bestehende 

Gebäude angebaut werden, wenn dort eine Grenzbebauung möglich  ist (Brand-
wand, Giebelwand). 

 
 
4.    Flächen für Nebenanlagen, Stellplätzen und Tiefgaragen                                      

(§ 9 (1) 4 und 22 BauGB) 
 
4.1 Tiefgaragen sind innerhalb der überbaubaren Fläche zulässig. Stellplätze und Ga-

ragen sind nur im Blockinnenbereich zulässig. 
 
4.2 Innerhalb des Geltungsbereiches sind nur die nach der Bausatzung der Landes-

hauptstadt Wiesbaden erforderliche Anzahl der Stellplätze zulässig. Der Bau von 
Stellplatzeinrichtungen, die über den erforderlichen Bedarf hinausgeht, kann aus-
nahmsweise zugelassen werden. 

 
 
5.  Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft (§ 9 (1) 20 BauGB) 
 
5.1 Als Ausgleich für den Verlust potentieller Lebensstätten sind insbesondere im Zu-

sammenhang mit Abriss-, Umbau-, Sanierungs- und Neubaumaßnahmen Nisthilfen 
für Mauersegler und Fledermausquartiere anzubringen oder im Dachbereich einzu-
bauen. Geeignete Stellen sind mit der unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. 

 
Sind an oder in einem abzureißenden, umzubauenden oder zu sanierenden Ge-
bäude konkret Niststätten des Mauerseglers oder Fledermausquartiere vorhanden, 
ist rechtzeitig eine Befreiung von den Verboten des § 42 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG)  nach § 62 BNatSchG durch die zuständige Naturschutzbehörde zu 
beantragen (s. Hinweis Artenschutz“).“ 

 
5.2 Um negative Auswirkungen auf die Avifauna durch Vogelschlag auszuschließen, 

sind die Fassaden zu gliedern. Eine durchgängige, spiegelnde Fassade ist aus 
Gründen des Artenschutzes nicht zulässig.  
 

 
6.  Anpflanzen und Erhalten von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-

zungen (§ 9 (1) 25a+b BauGB) 
 
6.1 Pflanzgebot Dachbegrünung: 
 Dachflächen der baulichen Anlagen mit Flachdächern sind dauerhaft extensiv mit 

niedrigwüchsigen, trockenheitsresistenten Gräsern und Kräutern zu begrünen und 
zu erhalten. Ausgeschlossen davon sind: 
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 - Technikaufbauten, auch eingehaust, bis zu einer Größe von 20 m2, 
 - zur Begehung notwendiger Flächen wie Terrassen, Revisionswege. 
 
B. AUF LANDESRECHT BERUHENDE FESTSETZUNGEN  
 gemäß § 9 (4) BauGB  
 
I.  Satzung über die Gestaltung baulicher Anlagen (§§ 9, 68 und 81 HBO) 
 
1. Dächer 
 

Für alle Gebäude, die an die öffentlichen Verkehrsflächen angrenzen ist als Dach-
form das Steildach (geneigtes Dach) mit einer Mindestdachneigung von 40° vorge-
schrieben. 

 
Bei allen Steildächern ist eine symmetrische Neigung der Dachflächen vorgeschrie-
ben. Begründete Ausnahmen können zugelassen werden. 

 
2. Fassadengliederung / Gebäudestruktur 
 

Die vorherrschende Fassadengliederung, die sich an der historischen Parzellen-
struktur orientiert, ist zu erhalten und bei Neuplanungen ablesbar wiederherzustel-
len. 

 
 
 
C. HINWEISE 
 gemäß § 9 (6)BauGB 
 
1. Heilquellenschutzgebiet 
 

Der Geltungsbereich liegt innerhalb des vorläufigen Heilquellenschutzgebietes für 
die staatlich anerkannten Mineral- und Thermalquellen. Eingriffe in den Untergrund 
und das Grundwasser sind nur mit Genehmigung des Umweltamtes / Untere Was-
serbehörde der Landeshauptstadt Wiesbaden zulässig. Die Planung hat in enger 
Abstimmung mit dem Umweltamt/untere Wasserbehörde und dem Landesamt für 
Umwelt und Geologie in Wiesbaden zu erfolgen. 

 
 
2. Anlagenbezogener Gewässerschutz 
 

Sofern im Zusammenhang mit Baumaßnahmen die Errichtung und der Betrieb von 
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen vorgesehen ist, müssen die 
einschlägigen Vorschriften des Wasserhaushaltsgesetzes, des Hessischen Was-
sergesetzes und der Anlagenverordnung VAwS in der jeweils gültigen Fassung so-
wie ergänzender Rechtsverordnungen bei Planung, Ausführung und Nutzung der 
Anlagen beachtet werden. 

 
 

3. Verwertung von Niederschlagswasser 
 
 Gem. § 42 HWG soll Niederschlagswasser von demjenigen, bei dem es anfällt, 

verwertet werden, wenn wirtschaftliche und gesellschaftliche Belange dem nicht 
entgegenstehen. 
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4. Archäologische Denkmalpflege 

(Nachrichtliche Übernahme gemäß § 9 (6) BauGB i. V. m. § 20 Hess. Denkmal-
schutzgesetz (HDSchG) 

 
Bei Erdarbeiten gefundene Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Boden-
verfärbungen und Fundgegenstände wie Scherben, Steingeräte, Skelettreste sind 
dem Landesamt für Denkmalpflege, Abteilung Archäologische Denkmalpflege Hes-
sen, Schloss Biebrich, 65203 Wiesbaden, unverzüglich zu melden. 
 

 
Funde und Fundstellen sind bis zu einer Woche im unveränderten Zustand zu er-
halten und in geeigneter Weise vor Veränderung und Zerstörung zu schützen. Die 
Anzeigepflicht gemäß § 20 HDSchG ist in zu erteilende Baugenehmigungen aufzu-
nehmen. Die mit den Erdarbeiten betrauten Firmen sind entsprechend zu belehren. 
 

 
5. Denkmalschutz 
 
 Die im Geltungsbereich als konstituierend dargestellten Gebäude sind historische 

Objekte, die die Denkmaleigenschaft der Gesamtanlage (§ 2 Abs. 2 HDSchG) be-
gründen. Sie sind gemäß § 11 HDSchG zu erhalten, pfleglich zu behandeln und un-
ter Berücksichtigung der im Rahmen der Einzelbetrachtung im denkmalrechtlichen 
Genehmigungsverfahren nach § 16 HDSchG zu definierenden denkmalpflegeri-
schen Anforderungen zu behandeln. 

 
 
6. Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet 

sind (§ 9 Abs. 5 Satz 3 BauGB) 
 

Im Altflächenkataster der Landeshauptstadt Wiesbaden liegen für insgesamt 20 
Liegenschaften im Plangebiet Einträge vor. Die Besorgnis von relevanten, nut-
zungsbedingten Untergrundverunreinigungen kann jedoch weitgehend ausge-
schlossen werden, da die jeweiligen Gewerbe entweder eine nur geringe Umweltre-
levanz aufweisen, nur kurze Zeit betrieben wurden, der jeweilige Standort zwi-
schenzeitlich vollständig überbaut oder das jeweilige Gewerbe am  Standort nur 
gemeldet, aber nicht ausgeübt wurde. Eine Flächenkennzeichnung gem. § 9 Abs. 5 
Satz 3 BauGB ist nicht erforderlich.  
 
Der gesamte Planbereich liegt innerhalb des so genannten „Arsenbelastungsgebie-
tes“ der Landeshauptstadt Wiesbaden. Die dort anstehenden Böden weisen be-
reichsweise einen sehr hohen, natürlichen (geogenen) Gehalt an Arsen auf. Daher 
ist bei Flächen ohne Kennzeichnung gem. § 9 Abs. 5 Satz 3 BauGB nicht automa-
tisch auf eine Schadstofffreiheit des Untergrundes, z.B. im Sinne des Wasser- oder 
Abfallrechtes zu schließen. Bei Baumaßnahmen anfallender, arsenbelasteter Aus-
hub ist zu gegebener Zeit baubegleitend und eigenverantwortlich durch die Bau-
herrschaft unter Anwendung der entsprechenden Rechtsvorschriften zu hand-
haben.  
 

7. Artenschutz 
 

Im Rahmen von Umbau- und Abrissmaßnahmen, insbesondere bei der Sanierung, 
dem Umbau oder Abriss von Dachgeschossen, ist besonders auf Quartiere und 
Niststätten besonders und streng geschützter Arten gemäß § 10 Abs. 2 Nr. 10 und 
11 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) – hier vor allem Fledermäuse und Mau-
ersegler– zu achten. Die Vernichtung oder Beschädigung von Fortpflanzungs- und 
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Ruhestätten dieser Arten ist gemäß § 42 BNatSchG verboten. Werden Verbotstat-
bestände nach  § 42 BNatSchG berührt, ist eine Befreiung nach § 62 BNatSchG bei 
der zuständigen Naturschutzbehörde zu beantragen. Im Rahmen dieses natur-
schutzrechtlichen Verfahrens werden eine zeitliche Abfolge der Arbeiten und Er-
satzquartiere festgelegt. 
 
 

8. Ordnungswidrigkeiten 
 

Ordnungswidrig handelt, wer einer in einem Bebauungsplan nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 
Buchstabe b festgesetzten Bindung für Bepflanzungen und für die Erhaltung von 
Bäumen und Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern da-
durch zuwiderhandelt, dass diese beseitigt, wesentlich beeinträchtigt oder zerstört 
werden (Rechtsgrundlage § 213 BauGB). 

 
 
 
D.  NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN 
 
 Das Plangebiet ist insgesamt Teil des Kulturdenkmals "Gesamtanlage Wiesbaden" 

(Kulturdenkmal i. S. d. § 2 Abs. 2 des Hessischen Denkmalschutzgesetzes / 
HDSchG). 

 
Folgende Gebäude der Blockrandbebauung sind konstituierend für die Gesamtanla-
ge und damit gemäß § 11 HDSchG zu erhalten, pfleglich zu behandeln und unter 
Beachtung der im Rahmen der Einzelfallbetrachtung zu definierenden denkmalpfle-
gerischen Anforderungen in die künftige Entwicklung zu integrieren: 

 
Faulbrunnenstraße 3, 5, 7, 9, 11 (jeweils die Vorderhäuser) 

Kirchgasse 46, 48, 50, 52 

Kleine Schwalbacher Straße 1, 2, 4, 6, 8, 14 

Mauritiusstraße 4, 6 (Einzeldenkmal gem. § 2 Abs. 1 HDSchG), 8, 10, 12, 14, 16 

Schwalbacher Straße 45, 47 (jeweils die Vorderhäuser). 
 
 Das Gebäude Mauritiusstraße Nr. 6 ist als Einzeldenkmal gemäß § 2 Abs. 1 

HDSchG ausgewiesen. 
 
 Veränderungen an den Anwesen/Gebäuden oder in ihrer Umgebung bedürfen 

grundsätzlich gem. § 16 HDSchG Abstimmung mit und der Genehmigung durch die 
Untere Denkmalschutzbehörde. 

 
 
 
E.  AUFHEBUNG BESTEHENDER FESTSETZUNGEN 
 
 Die Festsetzungen, die im Geltungsbereich aufgrund vorhandener Bebauungspläne 

bestehen, werden durch diesen Bebauungsplan aufgehoben. 


